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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Post und Telekommunikation

Mit einer Anderung des Postgesetzes wollte Nationalrat Eric Voruz (sp, VD) ein
Vetorecht der Gemeinden bei Poststellenschliessungen einflihren. Er reichte dazu im
Juni 2015 eine parlamentarische Initiative ein. Die Initiative wurde nach Voruz'
Ausscheiden aus dem Rat im Oktober 2015 von Nationalrat Mathias Reynard (sp, VS)
Ubernommen. Die KVF-NR lehnte Folgegeben im Oktober 2015 mit 11 zu 6 Stimmen
(keine  Enthaltungen) ab, da die Anhérung der Gemeinden wund das
Schlichtungsverfahren mit der Postcom bereits im Postgesetz geregelt sei. Entgegen
dieser Argumentation empfahl eine Minderheit Hardegger (sp, ZH) Folgegeben. Mit 124
gegen 60 Stimmen bei 5 Enthaltungen gab der Nationalrat im Dezember 2015 der
parlamentarischen Initiative keine Folge. '

Drei Motionen der KVF-NR zur Post wurden Ende Mai 2017 vom Nationalrat zusammen
behandelt: Mit einer Motion fiir gleich lange Spiesse im Postmarkt (17.3011) soll der
Wettbewerb gestérkt werden, mit einer Motion zur Postgesetzgebung (17.3012) sollen
die Erreichbarkeitsvorgaben regional angepasst und die Dienstleistungen ausgebaut
werden und mit der Motion 17.3013 sollen Aufsichtsinstrumente gesetzlich verankert
werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motionen zu Wettbewerb und
Aufsichtsinstrumenten und wollte die Motion zur Postgesetzgebung ablehnen. Die
gleiche Empfehlung gab die GLP ab: Jlrg Grossen (glp, BE) teilte die Motionen auf in
Jliberale Ordnungspolitik™ und ,Nostalgie™ - wobei er unter letzterer die veranderten
Erreichbarkeitskriterien und die  ausgebauten Dienstleistungen in der
Postgesetzgebungs-Motion verstand. SVP, FDP und BDP wollten alle drei Motionen
annehmen und wurden von Links der Inkonsistenz bezichtigt: Man kénne nicht
einerseits auf den Service public pochen und andererseits mehr Wettbewerb verlangen.
Wer beides mache, habe wohl von Betriebswirtschaft wenig begriffen, meinte Grinen-
Nationalratin Rytz (gp, BE). Grliine, SP und CVP wollten die Motionen betreffend die
Aufsichtsinstrumente und die Postgesetzgebung annehmen, lehnten aber die Motion
zur Starkung des Wettbewerbs ab. Diese bringe nur Rosinenpickerei privater Firmen
und wirde durch die Schmalerung des Gewinnes der Post den Service public weiter
gefahrden. Mit einem Einzelantrag Reynard (sp, VS) wurde die Ablehnung der Motion
17.3011 gefordert. Der Widerstand der Fraktionen von SP, CVP und Grunen reichte nicht,
der Nationalrat nahm die Motion flr gleich lange Spiesse im Postmarkt mit 109 zu 78
Stimmen (1 Enthaltung) an. Die Motion zur Postgesetzgebung lehnten nur die GLP und
einzelne Mitglieder der FDP ab: Sie wurde mit 172 zu 13 Stimmen (4 Enthaltungen)
angenommen. Die Motion betreffend die Aufsichtsinstrumente war unbestritten und
wurde ohne Widerstand gutgeheissen. ?

~Zukunft des Postnetzes geht uns alle an!" hatte Nationalrat Reynard (sp, VS) im
Dezember 2016 festgehalten und ein Postulat eingereicht, welches vom Bundesrat
verlangt, Massnahmen zum Einbezug sémtlicher betroffener Parteien in die Gespréache
Uber die Zukunft des Postnetzes zu prifen. Als betroffene Parteien wurden
insbesondere  Anwohnerinnen und  Anwohner, Gemeinden, Kantone und
Gewerkschaften genannt.

Als der Nationalrat das Postulat Reynard im Marz 2018 behandelte, bezeichnete es
Bundesratin Leuthard als .langst Gberholt™: Eine entsprechende Arbeitsgruppe sei seit
einem Jahr an der Arbeit, die Gemeinden seien integriert. Dieser Hinweis der
Postministerin vermochte jedoch nicht zu Uberzeugen - der Rat nahm das Postulat mit
128 zu 63 Stimmen (2 Enthaltungen) an. 3
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MOTION
DATUM: 22.03.2019
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 09.09.2019
NIKLAUS BIERI

Mit einer im Marz 2017 eingereichten Motion forderte Nationalratin Leutenegger
Oberholzer (sp, BL) ein Moratorium bei der Schliessung von Poststellen, bis eine
konzeptionelle Netzplanung vorliege. Zwar blieb diese Motion unbehandelt, die
Schliessung von Poststellen war aber ein Dauerthema im Parlament, so etwa mit der
Motion der KVF-SR flr eine strategische Poststellennetzplanung. Die Motion fur ein
Moratorium bei der Schliessung von Poststellen wurde zwar Anfang Mérz 2019 noch von
Nationalrat Reynard (sp, VS) Ubernommen, Ende Marz jedoch abgeschrieben, weil sie
nicht innerhalb von zwei Jahren abschliessend im Rat behandelt worden war. *

Der Bundesrat beantragte dem Parlament im Marz 2019 die Abschreibung von fiinf
Geschiften zur postalischen Grundversorgung: Die Motion Amherd (cvp, VS) fir
«regional differenzierte Erreichbarkeitsvorgaben in der postalischen Grundversorgung»
(Mo. 16.3481), die Motion Amherd fir «mehr Transparenz in der Erflllung der
postalischen  Grundversorgung» (Mo. 16.3482), die Motion KVF-NR  zur
«Postgesetzgebung» (Mo. 17.3012), die Motion KVF-SR betreffend die «strategische
Poststellennetz-Planung» (Mo. 17.3356), sowie das Postulat Reynard (sp, VS) «Die
Zukunft des Poststellennetzes geht uns alle an!» (Po. 16.3933). Der Bundesrat sah die
genannten Anliegen als erflllt an durch die neuen Erreichbarkeitsvorgaben, die er per 1.
Januar 2019 in Kraft gesetzt hatte.

Der Standerat, der sich im Juni 2019 zuerst mit dem Abschreibungsantrag
auseinandersetzte, beurteilte dies anders: Die vier erstgenannten Geschafte seien nicht
abzuschreiben, so lange nicht klar sei, ob die Anliegen mit den neuen Vorgaben des
Bundesrates an die Post auch wirklich erfillt seien. Dies musse sich erst zeigen. Der
Abschreibung des Postulats Reynard stimmte der Sténderat jedoch zu.

Der Nationalrat stimmte im Juni 2019 hingegen der Abschreibung aller funf fraglichen
Geschéafte zu: Die grosse Kammer folgte dem Antrag des Bundesrates bei diesen
Geschaften vollumfanglich.

In der Herbstsession 2019 stimmte schliesslich auch der Standerat der Abschreibung
der verbliebenen vier Geschéafte zu und begrindete seinen Sinneswandel mit dem
Postulat KVF-NR Uber die «langerfristige Weiterentwicklung des Zugangs zu
Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung», welches die Anliegen der vier
Geschafte aufnehme und so sicherstelle, dass diese nicht aus der politischen Agenda
verschwéanden. °

1) AB NR, 2015, S. 2114 f.; Kommissionsbericht KVF-NR

2) AB NR, 2017, S. 774ff.

3) ABNR, 2018, S. 318 f.

4) Mo. 17.3167

5) AB NR, 2019, S. 1175 ff.; AB SR, 2019, S. 321 ff.; AB SR, 2019, S. 595 ff.; BBI 2019, S. 2955 ff.
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